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 SEQ CHAPTER \h \r 1FLÜCHTLINGE IN DER ILLEGALITÄT

VON DER WACHSENDEN SCHERE ZWISCHEN SCHUTZBEDÜRFTIGKEIT UND SCHUTZVERWEIGERUNG

Arbeitsgruppe "Menschenrechte für Flüchtlinge in der Illegalität" bei der Tagung "Menschenrechte für Flüchtlinge", 12.-13.März 2004, Berlin-Pankow

Es zählt das gesprochene Wort

REFERENZRAHMEN DER PROBLEMATIK

Seit Jahren sinkt die Zahl der Asylbewerber in Deutschland. Im Jahr 2003 lag Deutschland in den Zugangszahlen weltweit hinter Großbritannien und den USA auf Platz 3 der Zielländer für Asylantragsteller. Genauso lange, wie die Zugangszahlen sinken, besteht der begründbare Verdacht, dass das Asylverfahren aufgrund mangelnder Anerkennungschancen (Drittstaatenregelung, großzügige Feststellung von inländischen Fluchtalternativen....) und "flankierenden Maßnahmen" (Sachleistungsverpflegung, Arbeitsverbot, Gemeinschaftsunterbringung...) immer unattraktiver wird und entsprechend mehr und mehr Flüchtlinge illegal zuwandern und sich illegal in Deutschland aufhalten
. Konkret: Der Zustrom wird nicht unbedingt geringer, sondern er findet mehr und mehr im Untergrund statt.

Das Thema dieser Arbeitsgruppe ist nicht leicht zu behandeln, denn: Die Frage nach Menschenrechten für Flüchtlinge kann eigentlich kaum mehr im nationalen Rahmen allein diskutiert werden - die Ebene der Schengenstaaten und der Europäischen Union spielt bei nahezu jedem Punkt hinein. Andrerseits beeinflussen sich EU-Ebene und Nationalstaaten wiederum gegenseitig (Regieren in einem "Mehrebenensystem"), weshalb es viele Parallelen in dieser Debatte gibt, etwa in der Bedeutung, den der Kampf gegen Terror und illegale Zuwanderung für die Behandlung auch des Themas Flucht und Asyl spielt. Wie hochaktuell dieses Thema ist belegt nicht nur die Titelseite der heute morgen erschienen Le Monde Diplomatique [LMD, 12.3.2004], deren Schlagzeile lautet "Flucht in die EU – Die neuen Grenzen des Asyls", sondern auch die Äußerungen von Bundesinnenminister Schily und Unionspolitikern bezüglich der Auswirkungen, die die gestrigen Bombenanschläge in Madrid auf die immer noch laufenden Verhandlungen zum Zuwanderungsgesetz haben dürften.

Nachfolgendes ist den Rahmenbedingungen der Arbeitsgruppe entsprechend thesenhaft und zugespitzt. Entsprechend wird auf die zu Grunde liegende, ausführlichere Behandlung ausdrücklich verwiesen
.

Konkret haben wir bezüglich des Themas in Deutschland und der EU zwei große Problemfelder: Zum einen ein Zugangsproblem, d.h. wie können schutzwürdige Personen überhaupt Schutz erhalten, zum zweiten das Problem faktischer Standards für hier anwesende Schutzbedürftige unabhängig von ihren Aufenthaltsstatus, d.h. die Frage, ob die Behandlung von bzw. Rahmenbedingungen für faktisch anwesende Flüchtlinge sich an den Geboten von Menschenrecht, Völkerrecht und Menschenwürde orientiert.

DAS PROBLEM DES ZUGANGS

Wie bereits angedeutet ist ein Hauptmanko in der laufenden Migrationsdebatte, dass sich Einzelstaaten und EU vermehrt mit der Abwehr "illegaler Migranten" und Terroristen beschäftigen: Während der dänischen EU-Ratspräsidentschaft (zweite Hälfte von 2002) wurden lediglich zwei Entscheidungen im Bereich der Asylpolitik getroffen, dagegen 17 Entscheidungen zur verbesserten Kontrolle unerlaubter Zuwanderung
. Nicht viel anders war es bei der griechischen und italienischen Ratspräsidentschaft. Für Deutschland sei auf die Antiterrorpakete und die Jahresberichte des Bundesgrenzschutz verwiesen. Dabei wird auf EU-Ebene ebenso wenig wie in Deutschland die notwendige und angebrachte Differenzierung dieser höchst inhomogenen Gruppe vorgenommen. Es wird (bewusst oder unbewusst) ein breites Schwert geschwungen, ohne dass Sorge dafür getragen wird, ob dabei nicht Menschen mit humanitären Anliegen und entsprechender Schutzwürdigkeit unter die Räder geraten. Ähnlich ist es bei der Bekämpfung von Terrorismus, Schleusertum und Organisiertem Verbrechen.

Selbst wenn man den Verbrechens- und Gefahrenabwehrkontext verlässt und ausklammert eröffnen sich große  Bandbreiten, wenn man die verbleibenden 'illegalen Zuwanderer' näher untersucht. Konkret am Beispiel: Es wird beispielsweise niemand bestreiten, dass Arbeitsmigranten einerseits, Flüchtlinge andrerseits, sich deutlich in Migrationsmotivation und Schutzwürdigkeit unterscheiden. Konkret, und trotzdem noch sehr generalisierend:

Arbeitsmigranten wandern aus, weil sie Geld verdienen wollen, ihrer Emigration geht in der Regel eine sich graduell verschlechternde, selten abrupt existenzbedrohenden Situation voraus, was ihnen Zeit zum Überlegen und Planen gibt. Sie sind in der Regel in gut funktionierenden privaten Netzwerken organisiert und können sich in vielen prekären Situationen gegenseitig helfen und schützen, z.B. bei der Migrationsorganisation und -durchführung, der Suche von Unterkunft, Arbeit und Unterstützung im Krankheitsfall, sie haben in aller Regel eine Rückkehroption, falls ihr Migrationsprojekt fehlschlägt. 

Bei Flüchtlingen sieht des, allein schon aufgrund der Ausgangslage für ihre Migration, ganz anders aus: Sie fliehen aus einer existenzbedrohenden Situation und haben in aller Regel nur wenig Zeit zum Überlegen und Planen: Die Situation tritt entweder plötzlich ein, oder die Ausreise wird in einer sich graduell verschlechternden Situation so lange verzögert bis sie zu einer existenzbedrohende Situation wird, die eine überstürzte Ausreise verlangt. Gerade weil die Planung nicht möglich ist bzw. verschleppt wird bestehen Probleme bei der Besorgung der nötigen Finanzmittel: An Bankeinlagen ist schwer heranzukommen (falls es überhaupt funktionierende Banken gibt), Besitz kann oft nur unter Wert erfolgen. Hinzu kommt, dass Verwandte schlecht in die Planung einbezogen werden können (im Herkunftsland, weil diese sich sonst auch der Verfolgung aussetzen würden, in Zielländern, weil etwa die Verbindungen überwacht werden). Hinzu kommt, dass in aller Regel jeglicher Kontakt zu ihnen wegen der Fluchtsituation abreißt. Schlussendlich sind Flüchtlinge, weil sie wenig Zeit zur eigenen Sondierung und Organisation haben, mehr als Arbeitsmigranten auf kommerzielle und kriminelle 'Anbieter' auf dem illegalen Reisemarkt angewiesen und entsprechend in größerer Gefahr als Arbeitsmigranten, in deren Abhängigkeit zu geraten. 

Flüchtlinge wollen nach Europa aus drei Gründen: 

S 
Sie haben dort Verwandte und Angehörige,

S 
Sie wollen in Staaten, in denen Grund zur Annahme haben, dass ihnen dort effektiver Schutz vor Verfolgung gewährt wird,

S 
Sie nehmen an, dass sie dort eine materiell abgesicherte Existenz führen können (weniger über Sozialhilfe als über soziale Netze oder die Möglichkeit zur Arbeit).

Flüchtlinge sind aus vier Gründen besonders auf staatlichen Schutz angewiesen:

S 
Anders als bei 'illegalen' Arbeitnehmern geht es bei vielen von ihnen um die nackte Existenz, ohne dass sie im Notfall auf Unterstützer im Herkunftsland zurückgreifen können.

S 
Anders als diese befinden sich viele von ihnen in Abhängigkeit von kommerziellen oder kriminellen Halsabschneidern, aus deren Fängen sie sich aus eigener Kraft nicht befreien können.

S 
Anders als bei diesen haben sie oftmals Familienangehörige bei sich. 

S 
Anders als diese haben in aller Regel keine Rückkehroption, d.h. es handelt sich bei ihnen um die Verschiebung des Lebensmittelpunkts.

Flüchtlinge haben also gewissermaßen eine kumulative humanitäre Bedürftigkeit, die sie eigentlich gleich mehrfach dem Schutz der Staaten anempfehlen würden: Als Flüchtlinge fallen Sie unter den Schutz der Genfer Konvention, als Menschen, die zu Verwandten und Angehörigen wollen, unter die Regeln des Familiennachzugs
, als Menschen in den Händen von Schleuserbanden unter den Schutz von Zeugen- und Opferschutzvorkehrungen.

Ungeachtet dieser theoretisch-rechtlichen Situation klafft aber die Schere zwischen Schutzbedürftigkeit und Schutzgewährung immer weiter auseinander: Zunehmend wird seitens der Regierungen versucht
,

S 
menschenrechtliche Schutzgarantien und Verpflichtungen in den Bereich der Sonntagsreden und Deklarationen abzudrängen, während konkrete Konzepte für Politikmaßnahmen und Gelder vorrangig in repressive Maßnahmen gesteckt werden
,

S           die Abwehr von 'Illegalen' und Terroristen als Vorwand zu nützen, um so Schutzverpflichtungen ausweichen zu können
,

S 
Flüchtlinge 'regional' zu versorgen, ohne zu bedenken, dass es ihnen gar nicht 'nur' um Schutz und Versorgung, sondern oft auch um Familieneinheit oder -zusammenführung geht
, 

S 
das Inkrafttreten von Schutzbestimmungen durch ein Hin- und Herschieben zwischen nationaler und EU-Ebene zu verzögern
,

S 
Rechtsansprüche von Individuen durch "Gnadenrechte" zu ersetzen, die seitens der Staaten je nach Kassenlage und öffentlicher Stimmung flexibel gewährt oder auch verweigert werden können
,

S 
sich bei klaren EU-Regelungen durch nationale Vorbehalte vor höheren Standards und entsprechenden Verpflichtungen zu schützen,

S 
selbst Kernbereiche auszuhöhlen, wenn z.B. bei der schutzwürdigen Kernfamilie das Nachzugsalter für minderjährige Kinder von 18 auf 12 Jahre gesenkt wird oder Familien durch Abschiebungen auseinandergerissen werden, weil man ordnungsrechtliche Prinzipien über andere Menschenrechte stellt,

S 
sich grundsätzlich zu bemühen, EU-Regelungen so unpräzise zu fassen, dass den Einzelstaaten weite Spielräume in der Weiterführung nationaler Einzelpraktiken bleibt, was wiederum nach sich zieht, dass es sich bei der faktischen Harmonisierung nationaler Politiken eher auf eine Harmonisierung der Worst-Practices statt der Best Practices hinausläuft
,

S           bewusst rechtliche Unsicherheit aufrechtzuerhalten, um Akteure der Zivilgesellschaft in die Bekämpfung illegaler Aufenthalte einzubinden. Konkret: Solange nicht klar gestellt wird, dass z.B. Ärzte, Krankenhäuser, Schulen usw. nicht zur Weiterleitung entsprechender Informationen an die Ausländerbehörde verpflichtet sind, wird immer wieder vorkommen, dass Menschen dies aus Unwissenheit oder Angst vor Strafe tun.

S           staatliche Schutzverpflichtungen, die aus der Unterzeichnung der Flüchtlingskonvention durch den deutschen Staat resultieren, an zivilgesellschaftliche Akteure zu delegieren, wie die zynischen Vorschläge von Kirchenkontingenten belegen
,

S           Entwicklungshilfe an die Bereitschaft zur Rücknahme von Bürgern zu knüpfen, z.T. auch unabhängig davon, ob es sich um die eigenen Bürger handelt
,

S           weitere Beschneidungen durch rhetorische Aufladung der Debatte vorzubereiten: Vorhandenen Feindbilder werden dabei durch rechtliche 'Anpassungen' faktisch belegt: Konkret: Natürlich steigt die Zahl der abgelehnten Asylantragsteller – die man dann als Missbrauchsflüchtlinge diskreditieren kann -, wenn man Asylberechtigung durch Verweis auf Sichere Drittländer, Sichere Herkunftsländer oder inländische Fluchtalternativen von vornherein ausschließt. Natürlich steigt die Zahl der "illegalen' Straftäter" (vulgo: "Kriminellen"), wenn man zuvor die unerlaubte Einreise, unabhängig vom Motiv oder der Notwendigkeit dieser Einreise, als Straftat definiert, gegen die ein Migrant ungewollt und unabhängig von seiner Einreiselegitimierung verstoßen MUSS.  

Ein Grundproblem hinter diesen Einzelphänomenen auf europäischer Ebene ist abschließend - wiederum vereinfacht dargestellt -, dass viele guten Ideen und Initiativen der EU-Institutionen (v.a. Kommission, Parlament, Europäischer Wirtschafts- und Sozialrat) beim Gang durch die Verfahren - vor allem im Europäischen Rat, wo die Regierungsvertreter der Mitgliedsstaaten sitzen - so verwässert werden, bis die Standards entweder auf den minimalsten zwischenstaatlichen Nenner gedrückt werden, oder indem Rahmenbedingungen derart viele nationale Ausnahmeregelungen oder 'Ermessensspielräume' beinhalten, dass doch wieder jeder EU-Mitgliedsstaat machen kann und wird, was er für angemessen hängt. Fakt ist: Migrations- und Sicherheitspolitik sind zwei Felder, auf denen die EU-Mitgliedsländer trotz aller Vereinbarungen und Zeitpläne kaum bereit sind, Hohheitsrechte an die EU-Kommission abzugeben
. Hier kommt erschwerend hinzu, dass viele der wichtigsten Verhandlungen der Regierungen auf diesem Gebiet hinter verschlossenen Türen stattfinden, und das Europäische Parlament bzw. nationale Parlamente, Medien oder Zivilgesellschaft kaum Mit-Gestaltungs- oder gar Kontrollmöglichkeiten haben.

DAS PROBLEM DES AUFENTHALTS

All dies hat natürlich auch Auswirkungen auf Menschen, die sich faktisch, wenngleich ohne Erlaubnis, in Deutschland und anderen EU-Mitgliedsstaaten aufhalten, darunter auch viele Flüchtlinge, die aus Angst vor einer Abschiebung abtauchen oder die illegal nach einer freiwilligen Ausreise (unter Nutzung ihres Wissens vom Aufenthalt als Asylbewerber) wieder in die EU einreisen. Es wird ihnen nicht nur das Recht auf Schutz verweigert, sondern darüber hinaus grundlegendste, so genannte "Jedermann-Menschenrechte" (Artikel 1-20 Grundgesetz), wie z.B. das Recht auf Gesundheit, Bildung und Schutz von Ehe und Familie usw. Deutschland und die Europäische Union müssen sich deshalb vorhalten lassen, 

S 
dass das Handeln von Regierungen und Institutionen mit-verantwortlich dafür ist, dass die Rechte und Würde von Millionen Menschen verletzt werden, und darüber hinaus 

S 
dass sie wissend oder unwissend hinnehmen, dass jene, die ihrem Gewissen folgend jenen Menschen helfen, sich der Beihilfe zu unerlaubtem Aufenthalt verdächtig machen, ein Straftatbestand, der mit Geld- und Gefängnisstrafen geahndet werden kann - was viele aus Angst und Unsicherheit von dem abhält, was sie sonst vielleicht zu tun bereit wären
.

Zusammenfassend ist deshalb viererlei festzuhalten, 

1. Die Schere zwischen administrativer Schutzgewährung einerseits, und dem Selbstverständnis der Migranten - die sich mit einer großzügigen Auslegung der Genfer Flüchtlingsdefinition, erst recht aber mit einer Flüchtlingsdefinition unter soziologischen Kriterien durchaus decken würde - vergrößert sich. 

2. Immer mehr Menschen, die vor zehn Jahren noch im Kontext von Flüchtlings- und Familienrecht vielleicht noch eine legale Zuzugs- und Aufenthaltsoption hatten, müssen durch rechtlich-administrative Einschnitte usw. in illegale Kanäle und Existenzweisen ausweichen.

3. Unter den 'Illegalen' insgesamt dürfte der Anteil an 'illegalen' Flüchtlingen deshalb wachsen weil diese Menschen, im Gegensatz zu 'illegalen' Arbeitsmigranten, keine Rückkehroption haben. 

4. In Deutschland und Europa verschärfen sich die Unterschiede in der rechtlichen Ausstattung von Menschenklassen: Ganz oben steht der deutsche und EU-Mensch, gefolgt von Asylbewerbern und geduldeten Menschen, und am untersten Ende der 'illegale' Mensch, den man nicht einmal wahrhaben, geschweige denn schützen will. Wie diese Praxis mit der Unteilbarkeit der Menschenwürde vereinbar ist, konnte mir bislang nicht erklärt werden.

ÄNDERUNGSBEDARF UND ÄNDERUNGSMÖGLICHKEITEN

Drei Fragen stellen sich dieser Arbeitsgruppe: Muss das so sein? Ist das so gut? Soll dies so bleiben?

Muss dies so sein?

Zugegeben: Der Staat hat ein Recht auf Zuwanderungs- und Aufenthaltsregelung, ebenso hat er ein Recht und eine Pflicht zur Verbrechens- und Terrorbekämpfung. Die Frage ist aus meiner Sicht: Stimmt die Proportionalität zwischen Zweck und Mittel? Sind die Nebenwirkungen unumgänglich? Sind sie gerechtfertigt? Diese Fragen wird von Innenpolitikern einerseits und Gruppen der Zivilgesellschaft andrerseits unterschiedlich beantwortet. Hier geht es sicher darum, dem Bild vom individuellen Migranten, der mithilfe (oder als Teil) des Organisierten Verbrechens unser europäisches Gemeinwesen bedroht, das Bild vom Migranten entgegenzusetzen, der innerhalb einer globalen Netzwerkgesellschaft versucht, auf eine ihm mögliche Weise eine Perspektive für sich und seine Angehörigen zu gestalten.

Ist dies gut so?

Auch hier ist entscheidend, wer diese Frage beantwortet: Aus Sicht der Innenpolitiker kann man sagen, dass die Benachteiligung von Flüchtlingen unvermeidliche Kollateralschäden der Bekämpfung zunehmend missbräuchlicher Inanspruchnahme des Asylrechts bzw. der Terrorismusbekämpfung sind, die aber im Hinblick auf das übergeordnete Ziel gerechtfertigt sind. Aus meiner Sicht kann dagegen gehalten werden, dass diese Politik nicht nur humanitär voll daneben ist und sich schlecht mit unserer viel beschworenen christlich-humanitären Tradition vereinbaren lässt. Vielmehr lassen sich deren wesentliche Anliegen umsetzen, ohne Grundrechte der Migranten zu gefährden und Nebenwirkungen hervorzubringen, die dem intendierten Ziel zuwiderlaufen (stärkt Einfluss von Schleusern und OK Gruppen, erhöht Gewalttätigkeit und Verbrechen, erhöht illegalen Aufenthalt und Ausbeutung).

Soll dies so bleiben?

Nein. Wir brauchen eine Migrationspolitik, die einen Ausgleich versucht zwischen dem Recht der Staaten auf Zuwanderungsgestaltung und Terrorbekämpfung einerseits und den humanitären Rechten der Migranten andrerseits. Man kann nicht von anderen Staaten die Einhaltung und Gewährung von Menschenrechten einfordern, wenn einem selbst jedes Mittel recht ist, sich davor bei Gruppen, wo man internationale Schutzverpflichtungen eingegangen ist, zu drücken und darüber hinaus diese Menschen in Lebensumstände zwingt, die massiv deren Würde beeinträchtigen.

Wer sich als Signatar der Genfer Flüchtlingskonvention zum Schutz von Flüchtlingen verpflichtet hat, sollte dieser Pflicht nachkommen, ohne dauernd nach Auswegen und Hintertürchen, die eine Exklusion rechtfertigen würden, zu suchen.

Sodann könnte man die Schutzverpflichtung in zweifacher Weise mit dem aus wirtschaftlichen und demographischen Gründen anerkannten Bedarf an Zuwanderung verknüpfen: 

1. Gerade Flüchtlinge, die schon als Asylbewerber in Deutschland lebten, bevor sie nach einer freiwilligen Ausreise illegal zurückkehrten oder aus Angst vor einer Abschiebung abtauchten, besitzen vieles, was der Deutschland braucht: Kenntnisse von Sprache und Kultur, nicht selten einen Arbeitsplatz, über Schulbesuch integrierte Kinder. Es macht keinen Sinn, diese Menschen auszuweisen oder als 'Illegale' zu kriminalisieren, während auf der anderen Seite andere Migranten angeworben werden, die erst integriert werden müssen.

2. Man kann die Situation in den Herkunftsländer sowie vorhandene Migrationsbrückenköpfe bei der Gestaltung von Arbeitsmigration ausnützen, d.h. Personen, die ein Schutzbedürfnis als Flüchtling haben oder zu Verwandten sollten bei der Zuwanderungserlaubniserteilung an Arbeitsmigranten bevorzugt behandelt werden, da diese Menschen sich am wenigsten von einer illegalen Zuwanderung abhalten lassen
. So könnte man wahrscheinliche illegale Migration in legalen Kanäle auffangen.

Ganz wichtig ist mir aber folgendes, und besonders darüber sollten wir in dieser Runde diskutieren weil es am rechtlich eindeutigsten und am einfachsten durch Deutschland zu regeln ist: Auch Flüchtlinge in der Illegalität haben Menschenrechte, vor allem Recht auf Gesundheitsfürsorgen, Schulbesuch und Schutz vor Ausbeutung. Man sollte deshalb die Zuwanderungsregulierung und Terrorabwehr Polizei und Grenzschutz überlassen und klarstellen, dass Ärzte und Krankenhausverwaltungen, Lehrer, Sozialarbeiter und Gerichte in der Ausübung von deren originärer Arbeit nicht für diese Zwecke instrumentalisiert werden dürfen
. Dies kann durch eine kleine Ergänzung im AuslG/AufenthG erfolgen, indem etwa der Vorbehalt, der hinsichtlich der Bundesintegrationsbeauftragten im § 76 Abs. 3 S. 1, 2. HS AuslG gemacht wird (..."soweit dadurch die Erfüllung ihrer eigenen Aufgaben nicht gefährdet wird...") auch in § 76 Abs. 1, Abs. 2 und Abs. 5 AuslG (analog § 87 AufenthG) übernommen wird. Dies lässt sich damit begründen, dass nicht nur die Integrationsbeauftragte der Bundesregierung, sondern auch andere öffentliche Stellen Aufgaben gegenüber Ausländern zu erfüllen haben (Gesundheit, Schule, Einklagbarkeit von Lohn...).

Um sicherzustellen, dass die Migranten ihre Rechte auch in Anspruch nehmen können, müsste darüber hinaus klargestellt werden, dass humanitär motivierte Hilfe für Flüchtlinge in der Illegalität vom Straftatbestand der Beihilfe zu unerlaubtem Aufenthalt ausgenommen ist. Auch dies könnte sehr einfach erfolgen, etwa durch folgende Ausführung zum § 92a AuslG/§ 96 AufenthG: "Unterstützungshandlungen im Sinne dieser Vorschrift sind nicht anzunehmen, wenn Angehörige bestimmter Berufsgruppen, z.B. Apotheker, Ärzte, Seelsorger oder Sozialarbeiter, handeln, um eine unmittelbar bevorstehende Gefahr für Leib und Leben des Ausländers abzuwenden oder um das Begehen weiterer Straftaten zu verhindern, z.B. missbräuchliche Verwendung der Chipkarten von Krankenversicherungsträgern, Diebstahl zwecks Sicherung existentieller Bedürfnisse, 'Schwarzfahren' in öffentlichen Beförderungsmitteln" usw.

Darüber hinaus brauchen wir Legalisierungsinstrumente, umso mehr, da nicht jedes humanitäre Problem gesetzlich-juristisch gelöst werden kann. Zwar sind generelle Amnestien, wie die Erfahrung der USA oder Italien belegen, in ihrer Wirkung hinterfragenswert. Kriteriengeleitete Härtefallregelungen, die neben Länge des Aufenthalts auch das Vorhanden sein von Kindern, Krankheit, Alter o.ä. einbezieht und gewichtet, könnte ein erwägenswerter Kompromissweg für Deutschland sein. 

Dies sind Bereiche, in denen die deutsche Regierung unverzüglich aktiv werden könnte, denn diesen Bereich zu regeln liegt immer noch in ihrer ureigensten Kompetenz. Umso mehr, als die innenpolitischen Sprecher aller Parteien die Notwendigkeit, hier aktiv zu werden, bekundet haben
. Womit man auch ein europaweites Signal der Humanität aussenden könnte – umso mehr, weil illegale Migrationsbewegungen uns bei unveränderten globalen Rahmenbedingungen in absehbarer Zeit erhalten bleiben wird.

AUSBLICK

Leider bin ich zunehmend skeptisch, was schnelle und dringend benötigte Fortschritte in diesem Bereich betrifft. Mir scheint sich die Polarisierung der europäischen Gesellschaft verstärkt zwischen jenen, die aus Angst und Egoismus eine Abschottungspolitik vorantreiben und befürworten und jenen, die auf der Grundlage von Menschenrechten und Solidarität versuchen, die Würde eines jeden Menschen zu verteidigen. Zentrale Konfliktfelder sind: Was bedeutet/erfordert "Legalität", was bedeutet/erfordert "Legitimität" in einer globalen Welt? Wo brechen Gesetze das Recht? Was bedeutet der immer stärkere Ausstieg von Menschen aus dem demokratischen Diskurs für die Verbindlichkeit von Gesetzen? In diesem Konflikt gibt es keine einfache Grenzziehung zwischen "den Regierungen" und "der Zivilgesellschaft": Das Problem sehen viele, die Schlussfolgerungen sehr verschieden, und dabei verlaufen die Grenzen quer durch die Institutionen und die Teilgruppen der Gesellschaft. 

Besonders alarmierend ist aus meiner Sicht: Parallel zum Ansteigen der Konfliktmasse ist auf allen Gebieten eine Verringerung der Gesprächsbereitschaft festzustellen – nur so könnten aber überhaupt Kompromisse identifiziert, umgesetzt und mitgetragen werden. Leider bedeuten gerade die gestrigen Anschläge in Madrid neues Wasser auf die Mühlen jener, die Migrationspolitik aus einer Haltung der Gefahrenabwehr verstehen und gestalten.
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�Zum Kampf gegen 'illegale' Migranten bemerken kirchliche NGOs: "We regret that the Communication COM (2003) 323 ....... does not sufficiently differentiate between the numerous and different groups of irregular migrants. In particular, it is not explicitly dealing with refugees; according to our sources a great number of irregular migrants are refugees, and thus we are particularly concerned about this target group of the respective policies. Another group of grave humanitarian concerns are family members of migrants who legally reside in the European Union. Current legal rules make it impossible for many of them to reunite legally with their family in the European Union; this concerns especially cases of elderly and sick family members who would be left to their fate without the presence of close relatives." [Joint Comments of CCME, Caritas Europa, COMECE usw. on the Communication from the European Commission "On the development of a common policy on illegal immigration, smuggling and trafficking of human beings, external borders and the return of illegal residents", Punkt 12].





Hinsichtlich des Kampfes gegen Terrorismus warnt der UNHCR davor, dass die dort getroffenen Maßnahmen  auch Flüchtlingen eine Einreise erschweren könnten. Er forderte, dass die beabsichtigten Maßnahmen zur Zuwanderungskontrolle (a.) Flüchtlinge nicht unnötigerweise kriminalisieren, und (b.) dass die schutzwürdigen Belange von Flüchtlingen nicht dadurch gefährdet werden. Hierbei ist der UNHCR durchaus der Meinung, dass Flüchtlingsschutz mit der Zielrichtung der vom Innenministerium häufig zitierten UN-Sicherheitsrats-Resolution 1373 in Einklang gebracht werden kann [UNHCR (2001) Ten refugee protection concerns in the aftermath of September 11th. Pressemitteilung vom 14.11.2001. Vgl. zu den beiden Punkten auch Alt 2003: Kap. VI/3.2.]


�Wobei hier erhebliche Spannungen zwischen europäischen und nichteuropäischen Konzepten von "Familie" bestehen: Während es sich in Europa auf Kernfamilien mit minderjährigen Kindern konzentriert, herrscht anderswo ein erweitertes Familienverständnis, welches auch Großeltern, Geschwister der Eltern usw. mit einbezieht.


�Sofern nachfolgend nicht anders vermerkt, zu all diesen Punkten Alt, J. (2003), v.a. Kapitel VI/3.2., VIII/1. sowie IX.


�In einer Pressekonferenz legte EU-Kommissar Vitorino Anfang Dezember 2002 dar, dass die Europäische Union in den Jahren 2002-2006 insgesamt 934,47 Millionen Euro für folgende Zwecke bereitstellt: 34,5% für die Sicherung der Außengrenze, 7,25% für den 'Kampf gegen illegale Zuwanderung', 5,63% für das 'Management von Migrationsflüssen',10,33% für 'verschiedene Programme' (darunter Verwaltungsverfahren und Korruptionsbekämpfungsprogramme), 29,33% für Flüchtlinge und ihre Rückkehr (!), 13,01% für Entwicklungshilfe [Agence France Press vom 3.12.2002].


�Wieso ist beispielsweise nötig, in die Terrorismusbekämpfung Staaten einzubeziehen, "mit denen Rückführungsschwierigkeiten bestehen" [Zuwanderungsgesetz-Entwurf, Begründungsteil S. 191], Staaten eben, aus denen just eine aus anderen Gründen hohe, aber unerwünschte Zuwanderung erfolgt. Was aber hilft die deklaratorische Einführung von Schutz bei nichtstaatlicher oder geschlechtsspezifischer Verfolgung im Zuwanderungsgesetz, wenn Migranten aufgrund der sich verschärfenden Visabestimmungen und Schleuserbekämpfung erst gar nicht mehr bis zum EU Gebiet vordringen können.


�Zur Zusammenfassung dieser Überlegungen siehe LMD, 12.3.2004


�Beispiel "nichtstaatliche" und "geschlechtsspezifische Verfolgung": Deutschland blockierte als einziges EU Mitgliedsland eine entsprechende EU-Initiative unter Verweis auf die in Deutschland laufende Zuwanderungsgesetz-Debatte.


�Auch in Deutschland wurde diskutiert, ob das Grundrecht auf Asyl durch eine "institutionelle Garantie" ersetzt werden könne, beispielsweise im Zuwanderungskonzept der CDU, welches 2001 von der so genannten "Müller Kommission", parallel zu den Arbeiten der Unabhängigen Kommission Zuwanderung, erarbeitet wurde (dort auf S. 13). Zur EU-Ebene siehe LMD, 12.3.2004


�Ein Beispiel hierfür ist der Ende November 2002 vom Rat der Innen- und Justizminister verabschiedete "Rahmenbeschluss des Rates betreffend die Verstärkung des strafrechtlichen Rahmens für die Bekämpfung der Beihilfe zur unerlaubten Ein- und Durchreise und zum unerlaubten Aufenthalt" [EUR 2002a]. Die dort niedergelegten Strafrahmen können innerhalb der Mitgliedstaaten durchaus präziser definiert werden: Während etwa im Rahmenbeschluss eine "Beihilfe zu unerlaubtem Aufenthalt", die nicht "zu Gewinnzwecken vorsätzlich" erfolgte, von Strafen ausgenommen wird, und sogar Hilfe bei der Einreise, sofern sie aus humanitärer Motivation erfolgte, von Strafen ausgenommen werden kann, können Mitgliedsstaaten an unklareren und/oder strengeren Bestimmungen festhalten, ohne gegen den Buchstaben des Rahmenbeschlusses zu verstoßen – und darüber freuen sich Deutschland, Großbritannien, Griechenland und Frankreich.


� Der Gedanke ist, dass eine bestimmte Anzahl von Personen von der Abschiebung 'befreit' werden, wenn etwa Kirchen bereit sind, für deren Unterhaltskosten aufzukommen


� So versuchte beispielsweise die Schweiz, in Senegal mit Entwicklungshilfe in ein "Transitabkommen" zu ködern: Man hätte dann "Afrikaner", die man nirgendwohin sonst hätte abschieben können, nach Senegal deportiert, und Senegal hätte sehen müssen, ob bzw. wohin man diese Menschen dann hätte 'weiterleiten' können. Bislang scheiterte dieses Abkommen am Protest von Menschenrechtsgruppen in der Schweiz und im Senegal [LMD 12.3.2004]


�Selbst die sehr vorsichtige Europäische Kommission zweifelt angesichts der Verzögerungstaktiken der Mitgliedsstaaten, ob der einst vereinbarte Zeitplan der Harmonisierung einer Asyl- und Zuwanderungspolitik überhaupt noch eingehalten werden kann: "Work has progressed on all fronts since the Commission's last update of the Scoreboard on 22 May 2003, but there is a risk that certain important pieces of legislation will not be in place by next year’s deadline. The Commission again therefore urges the Council to reinforce its efforts in the coming months and expects Member States to lift their national reservations on a number of files." [Communication from the Commission to the Council and the European Parliament - Biannual Update of the Scoreboard to Review Progress on the Creation of an Area of "Freedom, Security and Justice" in the European Union (Second half of 2003), COM(2003) 812 final, Brussels, 30.12.2003, Executive Summary, S. 4]


�Vgl. hierzu PICUM (2002f.) Book of Solidarity - Providing Assistance to Undocumented Migrants. Vol I, II, III. Auf deutsch erhältlich beim von Loeper Verlag, Karlsruhe


�Im ursprünglichen Zuwanderungsgesetzentwurf der Bundesregierung wurden diese beiden Kriterien zumindest ansatzweise als mögliches Kriterium zur Erlaubniserteilung erwähnt, wenngleich der Verdacht nahe liegt, dass andere Kriterien (alter, Berufsausbildung) faktisch Priorität hätten. Siehe § 20 Abs.3 Nr.5+6 AufenthGE sowie darauf bezogener Begründungsteil. Vgl. Alt, J. (2002) Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und Bündnis 90/ Die Grünen zur Steuerung und Begrenzung der Zuwanderung und zur Regelung des Aufenthalts und der Integration von Unionsbürgern und Ausländern (Zuwanderungsgesetz) (Drucksache 14/7387) und anderen Drucksachen. Zum Herunterladen eingestellt: 


<www.joerg-alt.de/Recht/Zuwanderungsdebatte/zuwanderungsdebatte.html>


�Vgl. Alt J./ Fodor, R. (2001) Rechtlos? Menschen ohne Papiere - Anregungen für eine Positionsbestimmung. Karlsruhe: von Loeper sowie darauf Bezug nehmende Gutachten der Wissenschaftlichen Dienste des Bundestags.


�Dieter Wiefelspütz (SPD) und Cem Özdemir (Bündnis 90/Grüne) am 21. März 2001 in der "Berliner Zeitung", Wolfgang Bosbach (CDU) am 9. Januar 2004 in "Die Rheinpfalz", alle zu sozialen Rechten und dem Klärungsbedarf hinsichtlich der Strafbarkeit humanitär motivierten Engagements. Günter Beckstein (CSU) äußerte sich in der Sendung "Ohne Pass und Papiere" (Bayerisches Fernsehen, zuletzt gesendet am 15.2.2004) zur Möglichkeit einer Härtefallregelung auch für 'Illegale'.





